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Die Einwohnergemeinde Buchs beschliesst, gestützt auf § 17 des Gesetzes über die 
Einwohnergemeinden vom 19. Dezember 1978 (Gemeindegesetz) folgende 

 Gemeindeordnung 

 I. Allgemeines 

 § 1 

A. Einwohnerge-
meinde 
1. Begriff 

1 Die Einwohnergemeinde Buchs (nachstehend als "Gemeinde" 
bezeichnet) ist eine Gebietskörperschaft des öffentlichen Rechts, die 
das durch ihre Gemeindegrenzen bestimmte Gebiet mit allen 
Personen, die darin wohnen oder sich aufhalten, umfasst. 

2. Organisation 2 Sie untersteht der Organisation mit Einwohnerrat. 
 3 Der Gemeindeammann wird nachfolgend als Gemeindepräsident 

oder Gemeindepräsidentin beziehungsweise der Vizeammann als 
Vize-Gemeindepräsident oder Vize-Gemeindepräsidentin bezeichnet. 

 § 2 

3. Organe 1 Organe der Gemeinde sind: 
a) die Gesamtheit der Stimmberechtigten, 
b)  der Einwohnerrat, 
c)  der Gemeinderat, 
d)  der Gemeindepräsident oder die Gemeindepräsidentin, 
e)  die Steuerkommission. 

 § 3 

B. Die Gesamtheit 
der Stimmberech-
tigten 
1. Stimmrecht 

1 Die Gesamtheit der Stimmberechtigten übt ihre Rechte an der Urne 
aus. 

2. Wahlen 2 An der Urne werden insbesondere gewählt: 
a) die Mitglieder des Einwohnerrats;  
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b)  die Mitglieder des Gemeinderats, der Gemeindepräsident oder 
die Gemeindepräsidentin sowie der Vize-Gemeindepräsident 
oder die Vize-Gemeindepräsidentin; 

c)  die Mitglieder und das Ersatzmitglied der Steuerkommission. 

 § 4 

3. Obligatorisches 
Referendum 

1 Der Gesamtheit der Stimmberechtigten müssen zum Entscheid an der 
Urne vorgelegt werden: 
a)  die Änderung der Gemeindeordnung, 
b)  Beschlüsse über Änderungen im Bestand der Gemeinde, 
c)  das Budget bei Änderung des Steuerfusses, 
d)  die gültig zustandegekommenen Referendums- und Initiativ-

begehren, 
e)  Beschlüsse über den Beitritt zu einem Gemeindeverband, 
f)  Beschlüsse über die Errichtung von Gemeindeanstalten, 
g)  Beschlüsse, die eine einmalige Ausgabe von mehr als 

Fr.  3'000'000.-- oder jährlich wiederkehrende Ausgaben von 
mehr als Fr. 200'000.-- zur Folge haben. 

 § 5 

4. Fakultatives 
Referendum  

1 Alle übrigen positiven und negativen Beschlüsse des Einwohnerrats 
sind der Urnenabstimmung zu unterstellen, wenn es mindestens ein 
Zehntel1 der Stimmberechtigten innert 30 Tagen seit der Veröffent-
lichung verlangt, oder wenn es der Einwohnerrat bis unmittelbar nach 
der Schlussabstimmung beschliesst. 

 2 Beschlüsse formeller Natur, aus formellen Gründen abgelehnte 
Initiativ- und Referendumsbegehren, Beschlüsse über die Erheblich-
erklärung von Motionen und Postulaten und das Geschäftsreglement 
des Einwohnerrats können nicht der Urnenabstimmung unterstellt 
werden. 

 § 6 

5. Motion von 
Stimmberechtigten 

1 Jeder und jede Stimmberechtigte kann dem Präsidium des 
Einwohnerrats über Gegenstände, die in die Zuständigkeit der 
Gesamtheit der Stimmberechtigten oder des Einwohnerrats fallen, in 
der Form einer allgemeinen Anregung oder eines ausgearbeiteten 
Entwurfes eine Motion einreichen. Sie muss innert 6 Monaten seit der 
Einreichung behandelt werden. 

                                            
1 Ab 1. Januar 2023 können gemäss § 58 Abs. 1 Gesetz über die Einwohnergemeinden (Gemeindegesetz, GG, SAR 171.100) 
5 % der Stimmberechtigten das Referendum verlangen. 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/texts_of_law/171.100
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 2 Der Motionär bzw. die Motionärin ist berechtigt, die Motion vor dem 
Einwohnerrat zu begründen und an der Beratung teilzunehmen. 

 3 Das Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen über die Motionen 
der Mitglieder des Einwohnerrats. 

 § 7 

6. Initiative  
a) Voraussetzung 

1 Ein Zehntel 2 der Stimmberechtigten kann in Form einer allgemeinen 
Anregung oder eines ausgearbeiteten Entwurfes die Behandlung von 
Gegenständen, die in die Zuständigkeit der Gesamtheit der 
Stimmberechtigten oder des Einwohnerrats fallen, beim Präsidium 
des Einwohnerrats verlangen. 

 2 Die Initiative darf nicht mehrere Gegenstände betreffen. Ihr Text ist 
auf den Unterschriftenbogen anzuführen. Sie muss die Namen der 
zum Rückzug berechtigten Personen enthalten. Ein Rückzug ist bis 
zur Schlussabstimmung im Einwohnerrat und, falls dieser dem 
Begehren nicht zustimmt, bis zur Anordnung der Urnenabstimmung 
möglich 

 § 8 

b) Verfahren  
aa) Obligatori-
sches Referen-
dum 

1 Unterliegt der Gegenstand der Initiative dem obligatorischen Refe-
rendum, so ist innert eines Jahres seit der Einreichung die Urnen-
abstimmung anzuordnen. 

2 Ist das Initiativbegehren in der Form der allgemeinen Anregung ge-
stellt und stimmt der Einwohnerrat demselben zu, so ist eine ent-
sprechende Vorlage auszuarbeiten und zur Abstimmung zu unter-
breiten. Lehnt der Einwohnerrat das Initiativbegehren ab, so unterstellt 
er es mit dem Antrag auf Ablehnung der Urnenabstimmung. 

 3 Wird das Initiativbegehren als ausgearbeiteter Entwurf eingereicht, so 
ist dieser mit dem Antrag auf Annahme oder Ablehnung zur Ab-
stimmung vorzulegen. 

 § 9 

bb) Fakultatives 
Referendum 

1 Unterliegt der Gegenstand der Initiative dem fakultativen Referendum, 
so kann der Einwohnerrat dem Initiativbegehren zustimmen. Gegen 
diesen Beschluss kann das Referendum ergriffen werden. 

                                            
2 Ab 1. Januar 2023 können gemäss § 60 Abs. 1 Gesetz über die Einwohnergemeinden (Gemeindegesetz, GG, SAR 171.100) 
5 % der Stimmberechtigten die Behandlung von Gegenständen verlangen. 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/texts_of_law/171.100
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 2 Lehnt der Einwohnerrat das Initiativbegehren ab, so hat er es innert 6 
Monaten seit der Einreichung mit dem Antrag auf Verwerfung zur 
Abstimmung zu bringen. 

 § 10 

c) Gegenvor-
schlag 

1 Beiden Formen des Initiativbegehrens kann zu jeder Abstimmung ein 
ausgearbeiteter Gegenvorschlag oder ein Gegenvorschlag in der 
Form der allgemeinen Anregung gegenübergestellt werden. Initiativ-
begehren und Gegenvorschlag müssen die gleiche Materie betreffen. 

 2 Den Stimmberechtigten werden auf dem gleichen Stimmzettel drei 
Fragen vorgelegt. Jede stimmberechtigte Person kann uneinge-
schränkt erklären:  
a)  ob sie die Volksinitiative dem geltenden Recht vorziehe; 
b)  ob sie den Gegenentwurf dem geltenden Recht vorziehe; 
c)  welche der beiden Vorlagen in Kraft treten soll, falls beide 

Vorlagen eine Mehrheit der Ja-Stimmen erreichen. 
 3 Das absolute Mehr wird für jede Vorlage getrennt ermittelt. 

Unbeantwortete Fragen fallen ausser Betracht. 

 4 Werden sowohl das Initiativbegehren als auch der Gegenvorschlag 
angenommen, so entscheidet das Ergebnis der dritten Frage. In Kraft 
tritt die Vorlage, die bei dieser Frage mehr Stimmen erzielt. 

 § 11 

7. Publikations-
organ  
a) Beschlüsse 

1 Der Gemeinderat bezeichnet das amtliche Publikationsorgan, in 
welchem die vorgeschriebenen Veröffentlichungen der Gemeinde 
erfolgen.  

b) Ergebnisse von 
Wahlen und 
Abstimmungen 

2 Die Ergebnisse von Wahlen und Abstimmungen werden im An-
schlagkasten beim Gemeindehaus veröffentlicht. 

 II. Einwohnerrat 

 § 12 

A. Allgemeines 
1. Zusammen-
setzung, Wahl 

1 Der Einwohnerrat besteht aus 40 Mitgliedern. 

2 Wählbar sind alle Stimmberechtigten mit Ausnahme der Mitglieder 
des Gemeinderats und des Gemeindeschreibers bzw. der Gemeinde-
schreiberin sowie das Personal der Gemeindeverwaltung. 
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 3 Die Wahl des Einwohnerrats erfolgt auf vier Jahre im Verhältnis-
wahlverfahren. 

 § 13 

2. Zuständigkeit 1 Dem Einwohnerrat stehen folgende Befugnisse zu: 
a)  die Aufsicht über die Gemeindeverwaltung; 
b) die Beschlussfassung über alle Geschäfte, die dem obligatori-

schen und fakultativen Referendum unterliegen; 
c) die ihm gemäss Gemeindeordnung obliegenden Wahlen; 
d)  der Entscheid über den Beschluss von Veränderungen betreffend 

Gemeindegrenzen gemäss § 4 Gemeindegesetz. 

 § 14 

3. Organisation 1 Der Einwohnerrat wählt auf die Dauer von 2 Jahren aus seiner Mitte 
das Präsidium, das Vizepräsidium und zwei Stimmenzählende, die zu-
sammen mit der protokollführenden Person das Ratsbüro bilden. 

 2 Eine Wiederwahl des Präsidiums für die folgenden 2 Jahre ist aus-
geschlossen. 

 § 15 

4. Kommissionen 1 Der Einwohnerrat wählt aus seiner Mitte eine Finanz- und Ge-
schäftsprüfungskommission von neun Mitgliedern sowie deren Prä-
sidium. Die Kommission prüft das Budget, die Gemeinderechnungen, 
den Rechenschaftsbericht und befasst sich mit weiteren, ihr vom 
Einwohnerrat übertragenen Aufgaben.  

 2 Der Einwohnerrat kann aus seiner Mitte beratende Kommissionen 
sowie deren Präsidium wählen. 

 3 Der Gemeinderat kann zu den Kommissionssitzungen eingeladen 
werden. Er kann sich durch einzelne seiner Mitglieder oder durch 
Mitarbeitende der Gemeindeverwaltung vertreten lassen. 

 4 Die Kommissionen können vom Gemeinderat einen Mitarbeiter oder 
eine Mitarbeiterin der Gemeindeverwaltung zur Protokollführung an-
fordern.  

 § 16 

B. Verfahren 
1. Einberufung 

1 Der Einwohnerrat tritt auf Einladung seines Präsidiums zusammen: 
a) zur Behandlung des Budgets und der Jahresrechnung mit 

Rechenschaftsbericht, 
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b)  wenn es das Präsidium oder das Ratsbüro für notwendig erachtet, 
c)  auf Begehren eines Fünftels der Ratsmitglieder oder eines Zehn-

tels3 der Stimmberechtigten unter Angabe der Gründe, 
d)  auf Begehren des Gemeinderats. 

 § 17 

2. Öffentlichkeit 1 Die Verhandlungen des Einwohnerrats sind öffentlich. Aus wichtigen 
Gründen kann der Ausschluss der Öffentlichkeit beschlossen werden. 
Die Presse hat in jedem Falle Zutritt. 

 2 Der Einwohnerrat bezeichnet im Geschäftsreglement die zuständige 
Stelle für den Entscheid über den Ausschluss der Öffentlichkeit. 

 § 18 

3. Gewährleistung 
der Ordnung 

1 Der oder die Vorsitzende sorgt für die Einhaltung der parla-
mentarischen Regeln und ruft Mitglieder, die dagegen verstossen, zur 
Ordnung. 

 2 Bei Ruhestörung kann der oder die Vorsitzende die Sitzung unter-
brechen oder abbrechen. Zuhörende, die sich ungebührlich betragen, 
weist er oder sie weg. 

 § 19 

4. Geschäfts-
reglement 

1 Der Einwohnerrat erlässt ein Geschäftsreglement. Dieses enthält 
Bestimmungen über die Konstituierung, die Organisation, die Durch-
führung der Sitzungen, die parlamentarischen Interventionsmöglich-
keiten und über angemessene Sitzungsgelder.   

 III. Der Gemeinderat 

 § 20 

1. Zusammen-
setzung, Wahl 

1 Der Gemeinderat besteht aus fünf Mitgliedern und wird im Mehr-
heitswahlverfahren an der Urne gewählt.  

 2 Der Gemeinderat fasst seine Beschlüsse als Kollegialbehörde. Die 
Vorbereitung und Vertretung der Geschäfte kann durch die einzelnen 
Mitglieder im Rahmen einer vom Rat vorzunehmenden Arbeitsteilung 
erfolgen. 

                                            
3 Ab 1. Januar 2023 können gemäss § 69 Abs. 1 Gesetz über die Einwohnergemeinden (Gemeindegesetz, GG, SAR 171.100) 
5 % der Stimmberechtigten die Durchführung einer Einwohnerratssitzung beantragen. 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/texts_of_law/171.100
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 § 21 

2. Befugnisse 1 Der Gemeinderat nimmt alle Aufgaben wahr, die nicht durch Vor-
schriften des Bundes, des Kantons oder der Gemeinde einem andern 
Organ übertragen sind.  

 2 Es stehen ihm insbesondere folgende Befugnisse zu: 
a) die Erfüllung der ihm durch die kantonale und kommunale 

Gesetzgebung zugewiesenen Aufgaben;  
b) der Abschluss von Verträgen über den Erwerb und die Veräus-

serung sowie die dingliche Belastung von Grundstücken, 
eingeschlossen das Baurecht. Der Entscheid ist endgültig, wenn 
das Geschäft den Betrag von Fr. 1'000'000.-- im Einzelfall nicht 
übersteigt. Mit Zustimmung der Finanz- und Geschäftsprüfungs-
kommission kann der Gemeinderat Geschäfte bis zum Betrag von 
Fr. 2'500'000.-- im Einzelfall abschliessen; 

c) die Erstattung jährlicher Rechenschaftsberichte an den Ein-
wohnerrat. Darin sind die abgeschlossenen Verträge über Erwerb 
und Veräusserung von Grundeigentum unter Angabe des 
Vertragspartners, des Grundstückbeschriebes und des Kauf-
preises gesondert aufzuführen;  

d) die Wahl der Abgeordneten in Gemeindeverbände; 
e) die Zusicherung des Gemeindebürgerrechts an Ausländerinnen 

und Ausländer. 

 § 22 

3. Gemeindeprä-
sident oder Ge-
meindepräsidentin 

1 Der Gemeindepräsident oder die Gemeindepräsidentin leitet die 
Sitzungen des Gemeinderats und sorgt für den Vollzug dessen 
Beschlüsse. Er oder sie steht der gesamten Gemeindeverwaltung vor. 
In dringenden Fällen ist er oder sie zur Anordnung vorsorglicher 
Massnahmen befugt. 

 2 Im Übrigen richten sich die Aufgaben des Gemeindepräsidenten oder 
der Gemeindepräsidentin nach dem kantonalen Recht. 

 § 23 

4. Delegation 1 Der Gemeinderat kann die Vorbereitung der ihm obliegenden Ge-
schäfte Verwaltungsabteilungen oder Kommissionen übertragen. 

 2 Der Gemeinderat kann Entscheidungsbefugnisse nach Massgabe 
des kantonalen Rechtes übertragen. 
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 IV. Verschiedene Bestimmungen 

 § 24 

1. Wahlbüro 1 Für die Durchführung von Wahlen und Abstimmungen an der Urne 
wird ein Wahlbüro bestellt. Es besteht aus einem Mitglied des 
Gemeinderats als Präsident oder Präsidentin und fünf vom Ein-
wohnerrat aus den stimmberechtigten Einwohnerinnen und Einwoh-
nern auf eine vierjährige Amtsdauer gewählten Mitgliedern. 

 2 Der Gemeindeschreiber bzw. die Gemeindeschreiberin oder ein 
Stellvertreter bzw. eine Stellvertreterin wohnt den Sitzungen mit 
beratender Stimme bei und führt das Protokoll. 

 3 Der Gemeinderat kann das Wahlbüro nötigenfalls durch den Beizug 
von Hilfskräften erweitern. 

 § 25 

2. Amtsgeheimnis 1 Die Mitglieder des Einwohnerrats, des Gemeinderats, der Kommis-
sionen, des Wahlbüros sowie das Personal der Gemeindeverwaltung 
sind zur Verschwiegenheit über alle Angelegenheiten verpflichtet, die 
ihrer Natur nach oder gemäss besonderer Anordnung geheim zu 
halten sind. 

 § 26 

3. Inkrafttreten 1 Diese teilrevidierte Gemeindeordnung tritt auf den 1. August 2022 in 
Kraft. Sie ersetzt diejenige vom 17. Januar 1995. 

Buchs, 7. Dezember 2021 
 
EINWOHNERRAT BUCHS AG 
Der Präsident:  Die Protokollführerin: 
Markus Notter Nicole Keusch 
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Vom Einwohnerrat am 7. Dezember 2021 beschlossen. 
 
In der Urnenabstimmung vom 15. Mai 2022 von den Stimmberechtigten angenommen. 
 
Vom Departement des Innern des Kantons Aargau am 27. Juni 2022 genehmigt. 

 


